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09. Dez um 12.00 Uhr am Nabel: Kundgebung 
anlässlich des Tages der Menschenrechte

Das Göttinger Friedensforum ruft auf am 09.Dez um 12.00 Uhr am Nabel (Weenderstr. / 
Theaterstr.) zu einer Kundgebung anlässlich des Tages der Menschenrechte.

2023 jährt 
sich zum 
75. Mal 
die Verab-
schiedung 
der Allge-
m e i n e n 
Erklärung 

der Menschenrechte durch die Gene-
ralversammlung der Vereinten Nationen 
im Jahr 1948. Die Menschenrechte sind 
bis heute vielerorts ein nicht eingelö-
stes Versprechen.

Alle Menschen sind gleich an Würde, 
Freiheit und Rechten. Mit diesem Grund-
satz und dem darauf aufbauenden 
Rechtekatalog für alle Lebensbereiche 
beansprucht die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte seit 75 Jahren 
weltweite Geltung. Ob Schutz vor Folter 
oder auf der Flucht, Meinungsfreiheit, 
Recht auf Arbeit und Schutz vor Armut 
oder sexuelle und reproduktive Selbst-
bestimmung: Menschenrechte sollen 

nicht nur in jedem Land gelten, sondern 
auch das ganze Leben durchdringen 
und universellen Schutz vor Tyrannei, 
Unterdrückung und Ausbeutung bieten.
Es sprechen: 

Valeria Hänsel, aktiv bei medico in-
ternational, zum Thema Migration ver-
sus Abschottung

Mara Frech von Connection e.V. 
zum Thema Kriegsdienstverweigerung

Beiträge zum Recht auf Wasser, 
Wohnen und Bewegungsfreiheit (Göt-
tinger Friedensforum)

und politische Gefangene (Rote 
Hilfe) ergänzen das Spektrum

Rechte werden stets durch einen 
Prozess des Aushandelns, der Organi-
sierung und Mobilisierung von Aktivist:i-
nen und breiten Bevölkerungsschichten 
erkämpft. Lasst uns in diesem Sinne für 
einen anderen gesellschaftlichen Dis-
kurs streiten und uns solidarisch im Wi-
derstand für die Umsetzung der univer-
sellen Menschenrechte einsetzen.

Rekommunalisierung ist für uns immer 
ein Erfolg – deshalb stehen wir als Göt-
tinger Linke Ratsfraktion hinter der Ent-
scheidung, in den Hagenweg 20 zu in-
vestieren und die Immobilie bestenfalls 
komplett aufzukaufen. Als Alleineigentü-
merin aller Einheiten kann die Stadt im 
besten Interesse der aktuellen Bewoh-
ner*innen handeln und löst sich von den 
Ketten der Investor*innen, die in der Ver-
gangenheit nur leere Versprechungen 
zur Verbesserung der Wohnsituation 
gegeben haben. Außerdem biete sich so 
die Möglichkeit, die dortige Wohnstruk-
tur aus hauptsächlich 1-Zimmer-Appar-
tements aufzulösen und geförderten 
Wohnraum für unterschiedliche Wohn-
konzepte aufzubauen.

Stadt und Verwaltung sind nun leider 
gezwungen, auf die Bedingungen der 
Mehrheitseigentümerin einzugehen, 
um erfolgreich Einfluss nehmen zu kön-
nen. „Das Projekt wird teuer, doch das 
muss es uns wert sein. Es darf keine 
Sparmaßnahmen geben, um die Situ-
ation der Menschen im Hagenweg 20 
zu verbessern.“, sagt die sozialpoli-
tische Sprecherin der Göttinger Linke 
Ratsfraktion Nornia Marcinkiewicz zur 
aktuellen Situation. Mit Blick auf die 
Verhandlungssummen zum Erwerb des 
Großteils der Wohneinheiten fügt Mar-
cinkiewicz hinzu: „Die Menschen wurden 
im Stich gelassen und dieses Versagen 
des freien Markts muss mit öffentlichen 
Geldern aufgefangen werden. Das ist 

eine Katastrophe und wir sollten aus 
den Fehlern der Vergangenheit lernen 
und die Politik der Investor*innen-getrie-
benen Stadt hinter uns lassen.“.

Wir wollen uns dafür einsetzen, 
dass der ganze Prozess im Sinne der 
aktuellen Bewohner*innen abläuft. Das 
heißt leider auch, – ob Sanierung oder 
Neubau – dass die Menschen temporär 
ihre Wohnung bzw. das Haus verlassen 
müssen. Als Göttinger Linke Ratsfrak-
tion setzen wir uns dafür ein, dass an 
diesem Standort vollumfänglich sozi-
al-geförderter Wohnraum entsteht und 
(dass) die jetzigen Mieter*innen in ihrem 
Quartier bleiben dürfen.

Ob im Hagenweg oder in anderen 
Immobilien – wir als politische Vertre-
ter*innen dürfen nicht weiter dabei zuse-
hen, wie Menschen für den Profit von In-
vestor*innen leiden müssen. Wir wollen 
eine Stadtpolitik, die die Bedürfnisse der 
Menschen in den Mittelpunkt stellt.

#FairStattPrekär
zur Situation im Hagenweg 20

Wir freuen uns auf Euer Interesse 
und Eure Solidarität. Menschenrechte 
müssen unteilbar werden!

                 
                    (Göttinger Friedensforum)



2

Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes  – 
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten                       
                         https://niedersachsen.vvn-bda.de  •  https://antifa.vvn-bda.de
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Gedenkstein und Grabzeichen auf dem Stadtfriedhof

Donnerstag, 14.12.2023, 19:00 Uhr
Einladung zur Veranstaltung „1933 – Der Weg ins Dritte Reich“ 
mit Dr. Ulrich Schneider

Ausstellung „Auf der Spur europäischer Zwangsarbeit, 
Südniedersachsen 1939-1945“
BBSII, Godehardstraße 11, 37081 Göttingen

Termine:
Dienstag, 19. Dezember 23, 16:30 Uhr
Antifaschistischer Stammtisch
Treffpunkt ist das „Cafe INTI“, Wilhelm-
splatz, Göttingen.

Antifaschist*innen aus dem Raum Göt-
tingen und Umgebung besprechen bei 
den Treffen geplante und potenzielle 
Vorhaben und alles, was noch politisch 
in Göttingen so ansteht.

Sonntag, 03.12.23, 14:30 Uhr
„Wie Sklaven behandelt. Italienische 
Gefangene in Süd nieder sachsen“

Eine Führung durch die Ausstellung „Auf 
der Spur europäischer Zwangs arbeit 
1939–1945“ mit Sarah Könecke und 
Jakob Fesca
(Eintritt frei, um Spenden wird gebeten)

Samstag, 16.12.23, 15:30 Uhr
Führung „Die Verfolgung von Frauen* 
im National sozialismus: Das Frauen-
KZ in Moringen“
KZ-Gedenk stätte Moringen, Treffpunkt: 
Torhaus, Lange Str. 58, Moringen

Anmeldung erforderlich unter: 
info@gedenkstaette-moringen.de;
(Eintritt frei, um Spenden wird gebeten)

„Am 30. Januar 1933 ernannte 
Reichspräsident Hindenburg den 
NSDAP-Führer Adolf Hitler zum 
Reichskanzler.

Wie konnte es dazu kommen? Was 
waren die politischen Vorausset-
zungen dieser Machtübernahme? Wer 
hat sie gewollt, wer hat sich ihr wider-
setzt und wie wurde sie herbeigeführt? 
Was war ihr Zweck und welche Ziele 
wurden damit verfolgt?

Gut 70 historische Quellen und Do-
kumente, umfangreich eingeleitet und 
kommentiert, zeigen, wie die Errich-
tung der NS-Diktatur in Übereinstim-
mung mit den Eliten aus Wirtschaft, 
Politik und Militär systematisch vorbe-
reitet und realisiert wurde. Sie belegen, 
wie der Widerstand besonders aus 
der Arbeiterbewegung niedergeschla-
gen und innerhalb weniger Wochen 
ein terroristisches Herrschaftssystem 
errichtet wurde, wie gesellschaftliche 
und ideologische Gleichschaltung, 
politische Verfolgung und rassistische 
Ausgrenzung funktionierten – und wie 
von Anfang an auf einen neuen Krieg 
hingearbeitet wurde.“ - 
PapyRossa Verlag, 2022

Im Dezember des vergangenen Jahres 
erschien das neue Buch von Dr. Ulrich 
Schneider, Generalsekretär der FIR 
und Bundessprecher der VVN-BdA, 
über das folgenschwere Jahr 1933.

Die unmissverständliche Botschaft: 
Wider dem gängigen Irrglauben han-
delte es sich bei den Geschehnissen 
im Jahr 1933 nicht um eine Machter-
greifung der Hitlerfaschisten sondern 
um eine Machtübertragung an sie. 
Teilnehmenden an der kommenden 
Veranstaltung werden darüber erfah-
ren, wie die Machtübertragung an die 
Faschisten durch die deutsche
Monopolindustrie, aber auch durch 
konservative Kräfte und der Reichs-
wehr systematisch vorbereitet und vo-
rangetrieben wurde.

Ulrich Schneider belegt in seinem 
Buch wie in seinen Vorträgen, wie der 
Widerstand besonders aus der Arbei-
terbewegung niedergeschlagen und
innerhalb weniger Wochen ein terro-
ristisches Herrschaftssystem errichtet 
wurde, wie gesellschaftliche und ide-
ologische Gleichschaltung, politische 
Verfolgung und rassistische Ausgren-
zung funktionierten – und
wie von Anfang an auf einen neuen 
Krieg hingearbeitet wurde.

Teilnehmende bisheriger Veranstal-
tung berichteten, dass es wichtig sei, 
den Mythen der Geschichtsschreibung 
über das Jahr 1933 etwas entgegenzu-
halten.

Dr. Ulrich Schneider



Mitgliederversammlung:

12. Dezember, 19.00 Uhr, Kleiner Ratskeller, Jüdenstraße
- 

Freundschaftsgesellschaft BRD - Kuba
Regionalgruppe Göttingen

c/o Rotes Zentrum, Lange-Geismar-Straße 2, 37073 Göttingen
e-mail: goettingen@fgbrdkuba.de • www.fgbrdkuba.de
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unser Kooperations- 
u. Bildungsparter:

1 Million Unterschriften für Cuba! 
Bitte unterzeichne diese wichtige Unterschriftenliste, mit der die US-Regierung zur Streichung Kubas von der unilateralen 
Liste „Staatlicher Förderer von Terrorismus“ aufgefordert wird: https://www.letcubalive.info/

Heute endet in Europa Internationales Tribunal gegen die US-Blockade Kubas 
Die Veranstaltung geht auf eine Initiative mehrerer Europaabgeordneter zurück, die von Organisationen wie La Izquierda, der Internationalen Vereini-
gung Demokratischer Juristen, dem Netzwerk Demokratischer Juristen Spaniens, europäischen Gewerkschaftsorganisationen, der Bewegung der Solida-
rität mit Kuba und Vereinigungen von im Ausland lebenden Kubanern unterstützt  17. November 2023, Autor: Nuria Barbosa León | internet@granma.cu
Ein internationales Tribunal gegen die von den 
Vereinigten Staaten gegen Kuba verhängte 
Blockade begann gestern seine Sitzungen 
am Sitz des Europäischen Parlaments in 
Brüssel, Belgien, mit mündlichen und schrift-
lichen Zeugnissen über den Schaden, den 
diese grausame Politik nicht nur dem kuba-
nischen Volk, sondern auch anderen Natio-
nen, viele von ihnen in Europa, zufügt.

Die Veranstaltung geht auf eine Initiative 
mehrerer Europaabgeordneter zurück, die 
von Organisationen wie La Izquierda, der 
Internationalen Vereinigung demokratischer 
Juristen, dem Netzwerk demokratischer 

Juristen Spaniens, europäischen Gewerk-
schaftsorganisationen, der kubanischen So-
lidaritätsbewegung und Verbänden von im 
Ausland lebenden Kubanern unterstützt wird. 
Aus den USA erhielten wir Unterstützung 
von der National Lawyers Guild, der National 
Conference of Black Lawyers und dem Cuba 
Solidarity Network.

Mehrere Juristen fungieren als Richter 
und Ankläger und analysieren die Aussagen 
von Kubanern, europäischen und US-ameri-
kanischen Bürgern, die Opfer der Blockade 
geworden sind, unter anderem in den Be-
reichen Gesundheit, Zusammenarbeit, Kom-
munikation und Wirtschaft.

Die ersten Vorträge des Treffens wurden 
von den Europaabgeordneten Manu Pineda, 
Sandra Pereira, Mitglied der Portugiesischen 
Kommunistischen Partei, Clare Daly von der 
Independent Party of Ireland und Leila Chaibi 
von France Insumisa gehalten, die sich mit 
den Auswirkungen einseitiger Zwangsmaß-
nahmen, ihrer Extraterritorialität und den 
diesbezüglichen Positionen der Europä-
ischen Union befassten.
Homero Acosta Álvarez, Sekretär der Nati-
onalversammlung der Volksmacht, sprach 
über die aktuelle Situation in Kuba und die 
konkreten Folgen der Blockade für die Bevöl-
kerung und Wirtschaft des Landes.

Breite Unterstützung für Kuba im Menschenrechtsrat 
Der Erste Sekretär des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Kubas und Präsident der Republik, Miguel Díaz-Canel Bermúdez, bezeichnete die 
Vorlage des Berichts des Antillenstaates für den vierten Zyklus der Allgemeinen Regelmäßigen Überprüfung des Menschenrechtsrates der Vereinten 
Nationen als erfolgreich.     16. November 2023, Autor: Prensa Latina | internet@granma.cu

Der Erste Sekretär des Zentralkomitees 
der Kommunistischen Partei Kubas und 
Präsident der Republik, Miguel Díaz-
Canel Bermúdez, bezeichnete die Vorlage 
des Berichts des Antillenstaates für den 
vierten Zyklus der Allgemeinen Regelmä-
ßigen Überprüfung des Menschenrechtsra-
tes der Vereinten Nationen als erfolgreich. 
Im sozialen Netzwerk x bedankte er sich für 
die breite internationale Anerkennung der 
Förderung und des Schutzes der Menschen-
rechte in Kuba am Sitz dieses Gremiums in 
Genf, Schweiz, sowie für die Ablehnung der 
US-Blockade, die er als eine eklatante und 
systematische Verletzung der Menschen-
rechte des kubanischen Volkes bezeichnete. 
Díaz-Canel brachte zum Ausdruck, dass Kuba 
die konstruktiven und respektvollen Empfeh-
lungen zu diesem Thema begrüßt, die, wie 
er betonte, dazu beitragen werden, ange-
sichts der Herausforderungen, vor denen wir 
noch stehen, weitere Fortschritte zu erzielen. 
Zum vierten Mal (Februar 2009, Mai 2013 und 
Mai 2018) präsentierte der Karibikstaat gestern 

im Palais des Nations in Genf die Fortschritte 
in diesem Bereich und die Maßnahmen, die 
zur Umsetzung der Empfehlungen der vor-
herigen Überprüfungen ergriffen wurden. 
Bei der Vorstellung des Berichts bekräf-
tigte Außenminister Bruno Rodríguez Par-
rilla, dass Kuba weiterhin den Aufbau ei-
ner zunehmend freien, demokratischen, 
gerechten, solidarischen, partizipativen und 
sozialistischen Gesellschaft fördern werde. 
Er bekräftigte die Solidarität und Unterstüt-
zung seines Landes für das palästinensische 
Volk und verurteilte die wahllosen Angriffe 
Israels auf die Zivilbevölkerung und UN-Mit-
arbeiter im Gazastreifen. Die Bombardierung 
von Krankenhäusern, Krankenwagen und 
Schulen sowie die massive Zerstörung von 
Häusern und Infrastruktur stellen eine kollek-
tive Bestrafung und eine schwere Verletzung 
des humanitären Völkerrechts dar, sagte 
er.des kubanischen Volkes bezeichnete. 
Díaz-Canel brachte zum Ausdruck, dass Kuba 
die konstruktiven und respektvollen Empfeh-
lungen zu diesem Thema begrüßt, die, wie 

er betonte, dazu beitragen werden, ange-
sichts der Herausforderungen, vor denen wir 
noch stehen, weitere Fortschritte zu erzielen. 
Zum vierten Mal (Februar 2009, Mai 2013 und 
Mai 2018) präsentierte der Karibikstaat ge-
stern im Palais des Nations in Genf die Fort-
schritte in diesem Bereich und die Maßnah-
men, die zur Umsetzung der Empfehlungen der 
vorherigen Überprüfungen ergriffen wurden. 
Bei der Vorstellung des Berichts bekräf-
tigte Außenminister Bruno Rodríguez Par-
rilla, dass Kuba weiterhin den Aufbau ei-
ner zunehmend freien, demokratischen, 
gerechten, solidarischen, partizipativen und 
sozialistischen Gesellschaft fördern werde. 
Er bekräftigte die Solidarität und Unterstüt-
zung seines Landes für das palästinensische 
Volk und verurteilte die wahllosen Angriffe 
Israels auf die Zivilbevölkerung und UN-Mit-
arbeiter im Gazastreifen. Die Bombardierung 
von Krankenhäusern, Krankenwagen und 
Schulen sowie die massive Zerstörung von 
Häusern und Infrastruktur stellen eine kollek-
tive Bestrafung und eine schwere Verletzung 
des humanitären Völkerrechts dar, sagte er.
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Deutsche Kommunistische Partei
Kreisverband Göttingen 

Rotes Zentrum, Lange Geismarstraße 2, 37083 Göttingen, 
https://goettingen.dkp.de  ★ goettingen@dkp.de

Mitgliederversammlungen
Dezember 23

5. 12.: Die DKP und die Göttinger Linke 
– Stellung und Haltung der DKP

17.12,: Filmabend (Doku) zu aktuellen 
gewerkschaftlichen Auseinanderset-
zungen

Vorab: Jahreshauptversammlung
am 16. Jan. Einladung erfolgt noch per 
mail sowie in der Jan.-Ausgabe

Alle MV’en finden um 20.00 Uhr im 
Roten Zentrum, Lange Geismarstr. 2 statt.

DKP: 

Für eine starke „Wähler*innen-
gemeinschaft Göttinger Linke“

Die Wähler*innengemeinschaft Göttinger Linke ist 
die Nachfolgeorganisation der Linken Liste Göttingen. 
Sie wurde im Hinblick auf die Kommunalwahl 2006 
umformiert und besteht aus den Mitgliedern von
★ DIE LINKE.  
★ Deutsche Kommunistische Partei (DKP) 
★ Groner Antifaschistische Liste (GRAL). 
★ Darüber hinaus sind zahlreiche parteilose Linke in ihr organisiert.
Die Wähler*innengemeinschaft Göttinger Linke ist im Rat der Stadt Göttingen in 
den Ortsräten Geismar und Grone sowie im Gemeinderat Gleichen vertreten.
(So zu lesen auf der Internetseite der Wähler*innengemeinschaft)

Göttinger  LınkeHWähler*innengemeinschaft

Göttinger  LınkeHWähler*innengemeinschaft

Göttinger  LınkeH
Wähler_innengemeinschaft

im Rat der Stadt Göttingen

Göttinger  LınkeHWähler_innengemeinschaft

im Rat der Stadt Göttingen
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Die Geschichte der Wähler*in-nenge-
meinschaft
1991, nach dem Ende der DDR saßen 
die Mitglieder der DKP, des BWK, die 
ersten Mitglieder der sich konstituie-
renden PDS sowie weitere, Parteilose 
zusammen, um zu diskutieren, wie sich 
die „große“ und die „kleine“ Politik ent-
wickeln könnte und was wir, die Linken 
vor Ort, gemeinsam tun können. Schnell 
waren wir uns einig, dass wir unsere Ge-
meinsamkeiten in der Kommunalpolitik 
gut darstellen können. Wir gründeten die 
„Linke Liste Göttingen, traten zur Kom-
munalwahl an und Reinhard Neubauer 
(DKP), der vorher bereits 10 Jahre für 
seine Partei im Rat saß, war das erste 
Ratsmitglied der damaligen Wähler*in-
nengemeinschaft Linke Liste Göttingen.

1996 traten wir wieder zum Kommu-
nalwahl an und Patrick Humke, (PDS) 
zog als zweites Mitglied in den Rat der 
Stadt.

2001 verließ die damalige PDS erst-
mals die Wähler*innengemeinschaft und 
entschied, eigenständig zu kandidieren. 
Es kam zu einer Konkurrenzkandidatur 
von PDS und Linke Liste Göttingen, die 
allerdings in einer Zählgemeinschaft 
(das damalige Kommunalwahlgesetz 
ließ das noch zu) kandidierten. Ergebnis 
beim Zusammenzählen der Wahlpro-
zente: Die PDS zog mit zwei Kandidaten 
in der Rat, die Linke Liste ging leer aus.

2006: Nach der Gründung der WASG 
sowie nach der Herausbildung der 
„Gral“, die ebenfalls zu den Kommunal-

wahlen kandidieren wollten, kamen die 
damalige Linkspartei, die DKP und auch 
Vertreter*innen der o. Gruppen sowie 
Parteilose zusammen und berieten kon-
struktiv darüber, wie ein gemeinsamer 
Antritt zur Kommunalwahl möglich wer-
den kann.

Das war dann der Startschuss für die 
Umbenennung der Linke Liste Göttingen 
in „Wähler*innengemeinschaft Göttinger 
Linke“, eine gemeinsame Satzungsdis-
kussion sowie eine gemeinsame Dis-
kussion zum Wahlprogramm und ab-
schließend die Kandidatur.

Seitdem und bis heute haben zehn 
Genoss*innen ihre Mandate im Rahmen 
der Wähler*innengemeinschaft wahrge-
nommen, gut 300 Kandidat*innen stell-
ten sich für uns zur Wahl; bei Stimmer-
gebnissen von 6,23 (2011) bis 7,68 % 
(2021).

Die Gründe für die Gründung der 
neuen Wähler*innengemeinschaft
Vielleicht war es 1991 noch die Ratlo-
sigkeit, aber spätestens 2001 und 2006 
zeigte sich – bei unterschiedlicher Kon-
sequenz -, dass das gemeinsame Antre-
ten, die Bündelung linker kommunalpoli-
tischer Ansätze unter ein gemeinsames 
Dach für alle einen politischen Vorteil 
brachte:

Die gemeinsame Diskussion und 
Entwicklung der (recht umfangreichen) 
Wahlprogramme brachte unterschied-
liche Ansätze und Prioritäten zusammen 
und gemeinsam konnten wir unsere 
Standpunkte an fast 8 % der Wählenden 

mit positivem Ergebnis heranbringen.
Und in diesen Diskussionen haben 

wir festgestellt, dass alle Diskussions-
teilnehmer*innen bei ihren kommunalen 
Anliegen nicht so weit auseinanderlie-
gen, dass sich eine Konkurrenzkandida-
tur lohnen würde: Alle Beteiligten verlö-
ren hierbei!

Für eine starke 
Wähler*innengemeinschaft!
In der Zeit vor allem nach 2006 haben 
wir manche Auseinandersetzung ge-
führt, manchen politischen Streit gehabt 
– und überstanden! Aber immer haben 
sich die Mitglieder der Wähler*innenge-
meinschaft bei der Abwägung der o.g. 
Frage entschlossen, gemeinsam anzu-
treten. Inzwischen ist diese Wähler*in-
nengemeinschaft zu einer Einzigartig-
keit in Niedersachsen geworden und zu 
einer Errungenschaft in der Kommune.

Wir verzeichnen derzeit wieder einen 
– mehr oder minder – heftigen Streit um 
uns herum, mit dem allerdings die Wäh-
ler*innengemeinschaft erst in zweiter Li-
nie zu tun hat: Aber sowohl die Ratsfrak-
tion als auch der Sprecher*innenkreis 
haben betont, dass sie diese Wahlperi-
ode mit guter Arbeit durchstehen wollen.

Und für die DKP gilt, dass sie mit al-
len – auch neuen - Kräften, ob Organisa-
tionen oder Einzelpersonen, gemeinsam 
arbeiten will, wenn sie das Statut und 
das Wahlprogramm anerkennen und in 
der Kommune keine Politik, die sich hier-
gegen wendet, unterstützen.             (gs)
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GROBIAN
GRONER BÜRGERINITITIVE ANTIFASCHISMUS

* Kontakt unter 0551-93435 (Gunnar)
* Mail: grobian-grone.web.de
* Treffen: Montags, 19.00 Uhr

unser Kooperations- u. Bildungspartner:

Den MieterInnen eine Brücke bauen. 

15. Dezember 23: 

„Der verlorene Roman …“ *

Die barrierefreien Vorstellungen beginnen um 19.00 in der JONA-Gemeinde, Deisterstraße (Eingang gegenüber dem 
NBZ) Einlass 18.30 Uhr / 2,00 Euro für einen Verzehrbon / (Getränke & kulinarische „Filmhäppchen“ werden gereicht

Im Dezember erhalten die MieterInnen der LEG in Grone ihre Jahresabrech-
nungen über die Nebenkosten, was vielen hier regelmäßig das Weihnachtfest 
und die Feiertage verdirbt. Und es steht zu befürchten, dass die diesjährigen 
Nebenkostenabrechnungen hoch ausfallen, da sie das Jahr der großen Verteu-
erung betreffen.

Grobian und das Stadteiltreffen 
Grone (G!G) wünschen nette Fei-
ertage und einen guten Rutsch!

Das Winterkino Grone 

In der Bücherei eines kleinen 
Ortes in der Bretagne befindet 
sich eine „Bibliothek der (von den 
Verlagen) abgelehnten Bücher“. 

Eine junge Herausgeberin stößt 
dort auf das Manuskript eines 
unbekannten Autors, von dem sie so be-
geistert ist, dass sie beschließt, es in ihrem 
renommierten Verlag zu veröffent-
lichen. Der Roman wird ein Best-
seller und lenkt das Interesse 

der Öffentlichkeit auf einen zwei Jahre 
zuvor verstorbenen Pizzabäcker, und 
dessen Familie.

* Filmtitel aus Lizenzgründen verfremdet

Bereits im letzten Jahr machten die 
Jahresabrechnungen der LEG große 
Schlagzeilen, da es zu völlig absurden 
Beträgen für viele Einzelne gekommen 
ist: Teilweise waren es mehrere tausend 
Euro, während Nachbarn ein Guthaben 
erhalten haben. 

Daraufhin hatten sich so viele Miete-
rInnen zur Wehr gesetzt wie nie zuvor. 
Die LEG schob das Problem auf 
mögliche Fehler in den Unter-
lagen und überhaupt fehlende 
Daten der Firma Adler, von der 
sie die Immobilien 2021 über-
nommen hatten. Sie hatte dann 
auf Druck der Öffentlichkeit hin 
versprochen, diese MieterInnen 
nicht für diese Beträge zu mah-
nen, bis die Situation intern ge-
nau geprüft sei. Bisher ist uns 
dazu allerdings kein Ergebnis 
der Prüfung bekannt geworden; 
viele haben bezahlt.

Am 20.Oktober dieses Jahres hatten 
Grobian und das G!G Stadtteiltreffen zu 
einer Informationsveranstaltung in das 
Nachbarschaftszentrum Grone eingela-
den, als Vorbereitung auf die kommen-
den Abrechnungen. Als Referent war 
Knut Unger gekommen, kritischer Aktio-
när und Vorstand vom Mieterverein Wit-
ten, der vielleicht bekannteste Aktivist 

gegen die LEG. Die Frage des Abends: 
Wie wehren wir uns sinnvoll gegen die 
hohen Nebenkostenabrechnungen?

Als lebendigen Beweis dafür, dass 
man sich sehr wohl wehren kann, war 
Bärbel Safieh (Grobian und Mieterin) 
eingeladen, die über viele Jahre keine 
Nachzahlungen der Nebenkosten ge-
leistet hat, einfach weil sie ihre Rechte 

in Anspruch genommen hat. Dass sehr 
viele MieterInnen aus Unkenntnis ihre 
Rechte nicht in Anspruch nehmen, ist 
auch eine bewusste Gewinnstrategie 
dieses Konzerns. Die Moderation der 
Veranstaltung übernahm Hendrik Fal-
kenberg, Vorsitzender vom Verein In-
Grone und Mitglied des Ortsrats Grone.

Es war mit über 30 TeilnehmerInnen 

eine gelungene Veranstaltung. Sie war 
zugleich auch an uns politisch Enga-
gierte aus den Bündnissen selbst ge-
richtet. Wir wollten lernen, wie wir uns 
weiter organisieren können hinsichtlich 
der LEG und deren undurchschaubaren 
Nebenkostenabrechnungen.

Dazu wurde uns eine solche Abrech-
nung einmal durch Knut Unger aufge-
schlüsselt. Es wurde dabei deutlich, an 
wie vielen Stellen die LEG völlig unkon-
trolliert walten kann.

Prüfgemeinschaften bilden!
Aus dieser Veranstaltung re-
sultiert nun die Idee einer eine 
„Prüfgemeinschaft“ zu gründen, 
die die Abrechnungen gemein-
sam prüft und daraus mit der 
Hilfe des Mietervereins einen kol-
lektiven Widerspruch formulieren 
wird, als ein möglichst niedrig-
schwelliges Angebot für die Mie-
terInnen.

Die meisten Mietervereine 
beschränken sich auf die indivi-

duelle Beratung. Anders hier in Göttin-
gen: Der hiesige Mieterverein hat sich 
bereit erklärt, eine solche kollektive Wi-
derspruchs-Aktion zu unterstützen. Und 
das Nachbarschaftszentrum gestattet 
uns ein entsprechendes Beratungsan-
gebot darin einzurichten. Nun kommt 
zusammen, was es benötigt, um es mit 
diesem gewieften Riesen aufzunehmen.  

                                 (sz)
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im Kreistag Göttingen
Kreistag, Zimmer 66
Reinhäuser Landstr. 4
37083 Göttingen

Tel. 0551/525 - 2108
dielinke@landkreisgoettingen.de
www.wastun-goettingen.de

Sprechzeiten: Montag 10 bis 12 Uhr
+ Donnertag 14 bis 15.30 Uhr

Linke Mandatsträger befürworten die     
 Gründung einer Partei von Sahra Wagenknecht

Kontakt
Linke für Vernunft 
und Gerechtigkeit 
im Kreistag Göttingen 

Dokumentation Presseerklärung vom 6.11.2023

Nach der durch die populäre Bundestag-
sabgeordnete Sahra Wagenknecht ange-
kündigten Gründung einer neuen Partei 
im linken Spektrum kommt es nun auch  
in der Linken im Landkreis Göttingen zum 
Bruch: Die meisten Mandatsträger in den 
Kommunalparlamenten, die 2021 noch für 
Die Linke angetreten waren, wollen nun 
die Partei verlassen und befürworten die 
Gründung einer neuen Partei, wie es in 
der Bundespressekonferenz am 23.10. 
durch den Verein „Bündnis Sahra Wagen-
knecht“ angekündigt worden ist.

2021 hatte Die Linke noch drei Mandate 
im Kreistag gewinnen können, darüber 
hinaus ist sie in Hann. Münden, Herz-
berg am Harz, Rosdorf, Staufenberg, der 
Samtgemeinde Dransfeld und in deren 
Mitgliedsgemeinde Niemetal im Gemein-
deparlament vertreten. Bis auf einen 
Kreistagsabgeordneten werden nun fast 
alle kommunalen Mandatsträger die Par-
tei Die Linke verlassen oder haben dies 
bereits getan. 
In der Stadt Göttingen und in Gleichen 
dagegen war Die Linke als Teil der Wähl-
ergemeinschaft „Göttinger Linke“ an-
getreten. Dieses Bündnis wurde in der 
Vergangenheit insbesondere von den Wa-
genknecht-Anhängern getragen und soll 
auch in Zukunft weiter unterstützt werden. 
Auch hier gibt es Mandatsträger, die, so-
fern sie bei ihrer Wahl der Partei Die Linke 
angehört haben, aus der Partei austreten 
wollen oder diesen Schritt bereits vollzo-
gen haben.

„Mit der Neuwahl des Kreissprecherrats 
im Herbst 2021 hat sich auch Die Linke 
in Göttingen inzwischen zu einer völlig 
abgehobenen Partei verwandelt, die vor 
allem junge Akademiker aus eher besser 
gestellten Verhältnissen anspricht, soziale 
Themen spielen nur eine untergeordnete 
Rolle. Die kommunalen Mandatsträger 
waren hingegen stets bemüht, ihre Bo-
denhaftung zu behalten und haben The-
men angesprochen wie die Umsetzung 
von Hartz IV, eine fundamentale Kritik am 
dreigliedrigen Schulsystem, tarifliche Be-
zahlung Beschäftigter oder auch die Re-
kommunalisierung wichtiger Bereiche wie 

den ÖPNV“, sagte Dr. Eckhard Fascher, 
Fraktionsvorsitzender der bisherigen 
Kreistagsfraktion Die Linke. „Unsere linke 
Kommunalpolitik hatte immer die norma-
len Menschen im Blick und ist so eine de-
mokratische Alternative für Unzufriedene.

Dazu gehören auch die katastrophalen 
Bedingungen im Gesundheits- und Pfle-
gebereich. Gerade im ländlichen Raum 
wird es eine zentrale Herausforderung 
der Zukunft sein“, ergänzt Sylke Jarosch, 
die als Ratsfrau für die Göttinger Linke 
Gruppe Gleichen den Antrag für eine Ge-
meindeschwester als Pilotprojekt gestellt 
hat. “Wir müssen gegen die Vereinsamung 
und Unterversorgung etwas tun!“ Das Ge-
sicht der Partei sei so von den kommu-
nalen Mandatsträgern geprägt worden.

 Als Trennendes werden vor allem auch 
die außenpolitischen Themen gesehen. 
So habe sich die Partei Die Linke auch vor 
Ort nicht glaubwürdig gegen die Waffen-
lieferungen für die Ukraine und den Wirt-
schaftskrieg gegen Russland positioniert. 
Auch gehe es nicht an, Kritik am israe-
lischen Vorgehen gegen die Palästinenser 
als Antisemitismus zu brandmarken.

Die Unterzeichnerinnen und Unterzeich-
ner werden die Partei Die Linke zeitnah 
verlassen, sofern sie dieser noch an-
gehören und voraussichtlich nach der 
Gründung einer Sahra Wagenknecht na-
hestehenden Partei dieser beitreten. Die 
positiven Umfrageergebnisse seien dabei 
Ansporn, bei den nächsten Wahlen mit 
starken Fraktionen in die Parlamente ein-
zuziehen.

Unterzeichnerinnen und Unterzeichner

Dr. Eckhard Fascher, Fraktionsvorsitzen-
der im Kreistag Göttingen
Andreas Gemmecke, Kreistagsabgeord-
neter 
Ilyas Cangöz, Ratsmitglied Stadt Herz-
berg
Martina Henze, Ratsmitglied Gemeinde 
Niemetal
Sylke Jarosch, Ratsmitglied Gemeinde 
Gleichen (Göttinger Linke Gruppe Glei-
chen)

Ulrich Maschke, Ratsmitglied Samtge-
meinde Dransfeld
Edgar Schu, Ratsherr Stadt Göttingen 
(fraktionslos, bis 09/2022 Mitglied der 
LINKEN, bis Ende 2022 Fraktionsvorsit-
zender Göttinger LINKE)

Wie geht es mit der 
Kreistagsfraktion weiter?

Die Kreistagsfraktion Die Linke im 
Kreistag besteht bisher aus drei Kreis-
tagstageordneten, davon wird Thomas 
Goes in der Partei verbleiben. 

Auch mit zwei Kreistagsabgeordne-
ten ist man eine Fraktion und hat Grund-
mandate mit Rede- und Antragsrecht, 
aber kein Stimmrecht im Kreisschuss und 
sämtlichen Fachausschüssen. Dies ist 
auch bisher mit drei Kreistagsabgeord-
neten der Fall, da die Sitze in den Aus-
schüssen nach dem d‘Hondt-Verfahren 
vergeben worden. Bis auf weiteres wird 
die Fraktion Linke für Vernunft und Ge-
rechtigkeit heißen.

Eckhard Fascher und Andreas Gem-
mecke werden also gemeinsam im Kreis-
tag weiterarbeiten, wie sie das seit 2006 
zusammen tun. Wir bleiben Mitglieder der 
Göttinger Linken und werden weiterhin mit 
den für die Wählergemeinschaft gewähl-
ten Mandatsträgern zusammenarbeiten. 
Wir fühlen uns dem gemeinsam ausge-
arbeiteten Programm verpflichtet. Anders 
als der Kreisverband der verbliebenen 
Partei Die Linke stehen wir auch hinter 
den Göttinger Blättern als Publikation der 
Göttinger Linke und anderer linker Orga-
nisationen.
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Kontakte: 
Wähler*innengemeinschaft
Göttinger Linke

Rotes Zentrum,
Lange Geismarstraße 2
37073 Göttingen
www.goettinger-linke.de

SprecherInnenkreis:
Dr. Eckhard Fascher, Sylke Jarosch, 
Bärbel Safieh. Christa Siebecke, 
Rieke Wolters, Dr. Gülsan Yalçin 

Schatzmeister: 
Gunnar Siebecke

sprecher.innenkreis@goettinger-linke.de

Gruppe Grone:
grone@goettinger-linke.de
Gruppe Gleichen:
gleichen@goettinger-linke.de

Fraktion Göttinger Linke
im Rat der Stadt Göttingen
Neues Rathaus, Zi. 403 (4. Stock)
Hiroshimaplatz 1-4
37083 Göttingen
Telefon 0551 - 400 2347

goelinke-ratsfraktion@goettingen.de

Fraktionsmitarbeiter:
Oliver Preuß

Öffnungszeiten des Büros:
Di:  10:00 - 12:00 Uhr
Mi:  13:00 - 16:30 Uhr
Do: 10:00 - 12:00 Uhr

Fraktionssitzung:
Mi:  17:00 - 18:00 Uhr  öffentlich

Mandatsträger*innen:
Nornia Marcienkiwicz
Jost Lessmann (Fraktionsvorsitzender), 
Torsten Wucherpfennig

Spendenkonto:
IBAN: DE75 5209 0000 0041 1265 07Göttinger  LınkeH

Wähler*innengemeinschaft

Göttinger  LınkeH
Wähler*innengemeinschaft

Göttinger  LınkeHWähler_innengemeinschaft

im Rat der Stadt Göttingen

Göttinger  LınkeH
Wähler_innengemeinschaft

im Rat der Stadt Göttingen

2-farbig
rot
C0M100
Y100K0/
schwarz

4-farbig
rot
C0M100
Y100K0/
schwarz/
blau
C100M70
Y0K0

4-farbig
rot
C0M100
Y100K0/
schwarz/
blau
C100M70
Y0K0

5° Winkel

2-farbig
rot
C0M100
Y100K0/
schwarz
„Wähler-
innen-
gemeinschaft“
negativ

Termin: Mo., 11. Dezember, 19.00 Uhr
Ort: Rotes Zentrum, Lange Geismarstr. 3, Saal der Rote Hilfe

Vorschlag für die Tagesordnung
1  Eröffnung und Begrüßung
    Wahl der Versammlungsleitung
   Feststellung der satzungsgemäßen Einladung
2.  Rechenschaftsberichte des Sprecher*innenkreises
3.  Rechenschaftsbericht der Fraktion
4.  Kassenbericht/Revisionsbericht
5.  Diskussion
6.  Entlastung des Sprecher*innenkreises und des Kassierers
7.  Antragsberatung
8.  Verschiedenes
9.  Schlusswort
Antragsschluss an die MV ist der 30. Nov. 2023

Einladung zur 
Mitgliederversammlung der Wähler*innengemeinschaft Göttinger Linke

Wie geht es weiter mit der KdU?
Am 15. November sollte im Sozialaus-
schuss des Kreistages, der diesmal 
in Duderstadt stattfand über die Ver-
änderungen bei der Erstattung der 
Kosten der Unterkunft (KdU), also die 
Höchstgrenze der bei Hartz IV über-
nommenen Mietkosten informiert wer-
den. Hier ist der Landkreis auch für 
die Stadt Göttingen zuständig.

Seit August hatte es mit der Anwendung 
eines neuen Gutachtens der Firma vom 
Institut Wohnen und Umwelt (IWU Darm-
stadt) eine Absenkung für die Stadt Göt-
tingen gegeben, die im wesentlichen 
durch eine Erweiterung des Vergleichs-
raums mit den Kernorten Bovenden und 
Rosdorf (ohne die jeweiligen Ortsteile) 
zustande gekommen war. Je nach der 
Haushaltsgröße liegen diese Kürzungen 
bei durchschnittlich etwa zehn Prozent 
trotz immer weiter steigender Mietkosten. 
(Ausführlich dazu: GöBlä 10/2023, S. 6)

Nachdem im Sozialausschuss am 
21.6. lediglich mit einer kurzen Mitteilung 
auf Veränderungen bei der KdU hinge-
wiesen wurde, waren die Kürzungen im 
August/ September durch Sozialarbeiter 
bekannt geworden, bei denen sich Be-
troffene gemeldet hatten.

Für diejenigen, die „unangemessen“ 
wohnen gibt es immerhin eine Karenz-
zeit von einem Jahr und dann noch ein 
weiteres halbes Jahr, um eine „ange-
messene“ Wohnung zu finden, die Un-
möglichkeit oder Unwirtschaftlichkeit des 
Umzugs nachzuweisen oder notfalls die 

Differenz aus dem Regelsatz selbst zu 
übernehmen. „Unangemessen“ wohnen 
im Landkreis insgesamt etwas über 400 
Bedarfsgemeinschaften (Haushalte), da-
von in der Stadt Göttingen rund 175.

Im Sozialausschuss am 15.11. wurde 
auch diesmal nicht das als Grundlage 
dienende neue Gutachten veröffentlicht, 
wie es bei den früheren Veränderungen 
üblich gewesen ist. Geboten wurde eine 
ausführliche Mitteilungsvorlage und die 
neue Tabelle. In der Diskussion verwies 
der linke Kreistagsabgeordnete Andreas 
Gemmecke  auf den sehr angespann-
ten Wohnungsmarkt in Göttingen, der 
einen Umzug für Empfänger von Sozial-
leistungen nahezu unmöglich mache. Er 
verdeutlichte den Kontrast zwischen den 
Wohnungspreisen der Stadt Göttingen 
und dem ländlichen Raum.

Zum gemeinsamen Vergleichsraum 
Göttingen/ Rosdorf/ Bovenden weist er 
darauf hin, dass es vom Sozialgericht 
bereits zwei Urteile gab, die erklären, 
dass Göttingen, Bovenden und Rosdorf 
nicht zusammengefasst werden dürfen. 
Er prophezeit daher erneute Klagen von 
Betroffenen, was von Seiten der Verwal-
tung zurück gewiesen wurde.

Es war deutlich, dass Andreas bei den 
übrigen Abgeordneten kein Gehör fand. 
Auch finden es diese offenbar normal, 
dass das Gutachten nicht veröffentlicht 
wird und das anders als noch vor einigen 
Jahren die Höhe der KdU nicht mehr im 
Kreistag entschieden wird, sondern vom 
Landrat als „Geschäft der laufenden Ver-

waltung“ angesehen wird, also als ziem-
lich unwichtige Angelegenheit, offenbar 
um kritische Debatten, die es früher ge-
geben hatte, zu verhindern. Ein etwas 
eigenartiges Demokratieverständnis und 
eine Missachtung der Betroffenen. Dies 
ist so nicht hinnehmbar.

            ef
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Ratsinfo
Kontaktdaten
Fraktion Göttinger Linke
im Rat der Stadt Göttingen
Neues Rathaus, Zi. 403 (4.Stock)
Hiroshimaplatz 1-4
37083 Göttingen
Telefon 0551 - 400 2347

goelinke-ratsfraktion@goettingen.de

Fraktionsmitarbeiter:
Oliver Preuß

Öffnungszeiten des Büros:
Di:   10:00 - 12:00 Uhr
Mi:  13:00 - 16:30 Uhr
Do:  10:00 - 12:00 Uhr

Fraktionssitzung:
Mi:   17:00 - 18:00 Uhr  öffentlich

im Dezember 23

Auszug aus der Pressemitteilung vom 7. November 2023

Die Göttinger Linke Stadtratsfraktion wird 
geschlossen weiter ihren Wähler*innen-
auftrag erfüllen
…
„Mit Anträgen wie zur Mensa für alle oder für ein Soziales Zentrum in Göttin-
gen haben wir uns den Anliegen der Göttinger*innen angenommen und verfol-
gen politische Ziele, die den sozialen Zusammenhalt der Stadt stärken. Darü-
ber hinaus setzen wir uns auch dafür ein, dass die Stadt Göttingen politische 
Verantwortung übernimmt und beispielsweise die Patenschaft eines Seenotret-
tungsschiffes beschließt.“ 
In Bezug auf das Bündnis Sarah Wagenknecht (BSW) sagt der Fraktionsvor-
sitzende der Göttinger Linke Ratsfraktion Jost Leßmann: „In der Ratsfraktion 
spielt die Diskussion zu Sarah Wagenknecht und der Partei DIE LINKE keine 
Rolle - alle drei Mandatsträger*innen werden sich weiterhin für die Stadtgesell-
schaft einsetzen und sich nicht mit sich selbst beschäftigen.“ Gentrifizierung 
durch den Verkauf stadteigener Immobilien, keine vollumfängliche Bürger*in-
nenbeteiligung oder der Rechtsruck unserer Gesellschaft nehmen einen groß-
en Teil der politischen Praxis ein. „Die erfolgreiche Arbeit der letzten zwei Jah-
re für ein sozialeres und gerechteres Göttingen und der klaren Abgrenzung zu 
rechten Kräften bleibt unser Fokus.“, fügt Leßmann hinzu.

(Auszug aus) Antrag an den Ausschuss für Kultur und Wissenschaft am 21.11.23

                         
Keine Ehre für Kriegsverbrecher

In Göttingen werden immer noch Kriegsverbrecher geehrt. 
In Göttingen werden immer noch Kriegsverbrecher geehrt. 

Das sollte geändert werden.

1. Das koloniale Denkmal am Friedländer Weg, das an das 2. Kurhessische Regiment Nr.82 erinnert, sollte in ein Denk
mal an die Hereros, die Opfer des deutschen Kolonialismus und des Völkermordes umgestaltet werden. 2021 hat die 
deutsche Regierung den Völkermord an Herero und Nama anerkannt, sich entschuldigt und will 1,1 Mrd. Euro Wieder-
aufbauhilfe leisten. 100.000 Menschen wurden von 1904 bis 1908 in der damaligen deutschen Kolonie, dem heutigen 
Namibia, von deutschen Soldaten ermordet oder starben in Konzentrationslagern. 
2. Der Kaiser Wilhelm Park sollte auch umbenannt werden, z.B. in Grönemeyer Park. Herbert Grönemeyer wurde in 
Göttingen geboren und könnte das nächste Musik Festival eröffnen. Grönemeyer hat sich bereits mehrfach politisch en-
gagiert z.B. gegen Fremdenfeindlichkeit wie 1993 beim Konzert „Heute die, morgen du“.
3. Die Herbert-Quandt-Straße sollte umbenannt werden. Der Nationalsozialist war Mitglied der NSDAP und Industriel-
ler. Er hat im Nationalsozialismus 50.000 Zwangsarbeiter unter anderem in Hannover ausgebeutet. Nur weil die Doku-
mente nicht vorlagen, ist Quandt in den Nürnberger Prozessen nicht angeklagt worden.
4.  Die Gedenktafel an Robert Oppenheimer sollte ergänzt werden. Oppenheimer hat das Manhattan-Projekt geleitet, 
das zum Abwurf von den Atombomben auf Hiroshima und Nagasaki geführt hat. Oppenheimer hat eine Petition seiner 
Kollegen abgelehnt, die Japaner vor der Atombombe zu warnen. 
5.  Otto Hahn und Walter Nernst waren im 1. Weltkrieg an der Entwicklung von Chemiewaffen beteiligt. Hahn hat den 
Versuch an der Westfront bei Ypern mit Chlorgas persönlich überwacht. Die städtische Otto-Hahn- Schule sollte umben-
annt werden, z.B. in Robert-Jungk-Schule. Robert Jungk war Journalist und Zukunftsforscher. Er hat die an der Atom-
bombenforschung beteiligten Wissenschaftler befragt und seine Erkenntnisse in seinem Buch „Heller als Tausend Son-
nen“ veröffentlicht. 
6.  Werner Heisenberg hat das deutsche Atombombenprojekt geplant und geleitet. Speer wollte die Atombombe über 
London einsetzten. Der Werner von Heisenberg-Platz sollte umbenannt werden. Stattdessen sollte zu Beispiel die Chri-
stin und Wissenschaftlerin Hildegard Schaeder (1902-1984) geehrt werden. Sie lebte von 1948 bis 1962 in Göttingen. 
Im Nationalsozialismus gehörte sie der Bekennenden Kirche an. Sie hat Juden mit Nahrung und Kleidung versorgt, Ver-
stecke organisiert und bei der Flucht geholfen.
7.  Die Otto Frey Brücke sollte umbenannt werden. Frey war Stadtbaudirektor und organisierte 1942 persönlich beim 
Heeresbauamt sowjetische Kriegsgefangene für Zwangsarbeit als Ersatz für 19 deportierte Juden. Stattdessen könnte 
Hedwig Gerke geehrt werden. Sie gehörte dem Bund „Gemeinschaft für sozialistisches Leben“ an. Der Bund organisier-
te Hilfe für Juden, versteckten diese und halfen bei der weiteren Flucht. Sie war auch bei den Kassler Naturfreunden ak-
tiv. Sie starb im Februar 1998 in Göttingen. Sie wurde wie Schaeder als Gerechte unter den Völkern geehrt.


